Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 1 1X7 ATI 


28 . 02 . 74 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Höcherl, Leicht, Dr. Müller-Hermann und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. Tarifabschiuß im öffentlichen Dienst 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Durchschnittliche prozentuale Verbesserung der Löhne und 
Gehälter 

1.1 Wie hoch ist die durchschnittliche prozentuale Anhebung 
der Bruttobezüge der Angestellten und Arbeiter im 
öffentlichen Dienst ohne Kinderzuschläge im Gesamtjahr 
1974 im Vergleich zum Vorjahr durch den neuen Tarif- 
abschluß? 

1.2 Wie hoch wird die durchschnittliche prozentuale An- 
hebung der Bruttobezüge der Beamten, Richter und Be- 
rufs- und Zeitsoldaten ohne Kinderzuschläge im Gesamt- 
jahr 1974 im Vergleich zum Vorjahr sein, wenn die be- 
vorstehende gesetzliche Erhöhung der Bezüge dieser 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes entsprechend der 
Neuregelung in den Tarifverträgen erfolgt? 

1.3 Wie hoch ist die durchschnittliche prozentuale Anhebung 
der Bruttobezüge im öffentlichen Dienst ohne Kinder- 
zuschläge im Gesamtjahr 1974 im Vergleich zum Vorjahr 
durch den neuen Tarifabschluß für Angestellte und 
Arbeiter und durch die bevorstehende gesetzliche Er- 
höhung der Besoldung der Beamten, Richter und Berufs- 
und Zeitsoldaten bei Zugrundelegung der Annahme, daß 
die Besoldungserhöhung entsprechend der Neuregelung 
in den Tarifverträgen erfolgt, und zwar 

— insgesamt, 

— beim Bund, 

— bei den Ländern, 

— bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden), 

— bei der Deutschen Bundesbahn, 

— bei der Deutschen Bundespost? 

1.4 Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durchschnitt- 
liche prozentuale Anhebung der Bezüge im öffentlichen 
Dienst ohne Kinderzuschläge nach Abzug der Belastung 
dieser Bezüge mit Steuern (Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
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Ergänzungsabgabe und Stabilitätszuschlag) durch den 
neuen Tarifabschluß für Angestellte und Arbeiter und 
durch die bevorstehende gesetzliche Erhöhung der Be- 
soldung der Beamten, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten 
bei Zugrundelegung der Annahme, daß die Besoldungs- 
erhöhung entsprechend der Neuregelung in den Tarif- 
verträgen erfolgt? 

2. Finanzielle Auswirkungen 

2.1 Wie hoch sind die Mehrausgaben durch den Tarif- 
abschluß für Angestellte und Arbeiter und durch die be- 
vorstehende gesetzliche Erhöhung der Besoldung der 
Beamten, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten bei Zu- 
grundelegung der Annahme, daß die Besoldungserhö- 
hung entsprechend der Neuregelung in den Tarifverträ- 
gen erfolgt, und zwar 

— insgesamt, 

— beim Bund, 

— bei den Ländern, 

— bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden), 

— bei der Deutschen Bundesbahn, 

— bei der Deutschen Bundespost? 

2.2 Welcher Teil dieser Mehrausgaben ist aus den Ansätzen 
für Personalausgaben 

— im Regierungsentwurf des Bundeshaushaltes 1974, 

— im Voranschlag 1974 der Deutschen Bundespost, 

— im Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für 
das Geschäftsjahr 1974 

nicht gedeckt? 

2.3 Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung den Teil 
der Mehrausgaben, der aus den derzeitigen Personal- 
ansätzen in den Haushalten bzw. Haushaltsentwürfen 
für 1974 

— der Länder, 

— der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
nicht zu decken ist? 

2.4 Wie hoch ist das voraussichtliche Steuermehraufkommen 
durch den Tarifabschluß für Angestellte und Arbeiter 
und durch die bevorstehende gesetzliche Erhöhung der 
Besoldung der Beamten, Richter, Berufs- und Zeitsolda- 
ten bei Zugrundelegung der Annahme, daß die Besol- 
dungsregelung entsprechend der Neuregelung in den 
Tarifverträgen erfolgt 

— bei der Lohnsteuer, 

— bei der Ergänzungsabgabe, 

— bei der Stabilitätsabgabe, 

und wie verteilt sich dieses Mehraufkommen auf Bund, 
Länder und Gemeinden? 
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2.5 Inwieweit ist dieses Mehraufkommen in den bisherigen 
Steuerschätzungen, die dem Regierungsentwurf des Bun- 
deshaushaltsplanes 1974 zugrunde liegen, nicht enthal- 
ten? 

3. Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 

Der von der Bundesregierung beschlossene Jahres wirtschafts- 
bericht für 1974 (Drucksache 7/1646) und die darin enthaltene 
Jahresprojektion 1974 beruht auf der Annahme einer durch- 
schnittlichen Verbesserung der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe je beschäftigten Arbeitnehmer von 8V2 bis 9V2 v. H. 
Der Tarif abschluß im öffentlichen Dienst führt zu einer we- 
sentlich stärkeren nominellen Erhöhung der Bezüge im 
öffentlichen Dienst; eine entsprechende Entwicklung in an- 
deren Bereichen zeichnet sich ab. Das bedingt zwangsläufig, 
wie auch von der Bundesregierung mehrfach hervorgehoben, 
eine Veränderung der Eckwerte der Jahresprojektion. 

3.1 Welche neuen Eckwerte ergeben sich in der Jahres- 
projektion für 1974, wenn man davon ausgeht, daß die 
durch den neuen Tarif abschluß im öffentlichen Dienst 
herbeigeführte durchschnittliche Anhebung der Bezüge 
auch bei den neuen Abschlüssen für alle übrigen Tarif- 
bereiche im Durchschnitt mindestens erreicht wird und 
die Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer im Durchschnitt um den gleichen Prozent- 
satz steigt wie im öffentlichen Dienst insgesamt? 

3.2 Wie beurteilt die Bundesregierung den Tarif abschluß im 
öffentlichen Dienst? Teilt sie insbesondere die Auffas- 
sung des Verhandlungsführers der Länder im Tarifstreit, 
des nordrhein-westfälischen Finanzministers Wertz, der 
den neuen Tarif abschluß als „unverantwortlich" bezeich- 
net hat? 


Bonn, den 28. Februar 1974 


Strauß 

Höcherl 

Leicht 

Dr. Müller-Hermann 
Carstens, Stücklen und Fraktion 
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